SITZUNGSVORLAGE

Betreft:

LANDESHAUPTSTADT

P N

I
WIESBADEN

T

Nr.|1 9 -

V-34-0007

Dezernat(e)

(Jahr-V-Amt-Nr.)

\'4

Aufbau des Amtes 34 - StralRenverkehrsamt: Stellenbedarfe der StrafRenverkehrshehérde

Anlage/n siehe Seite 3

[ ] Bericht zum Beschluss Nr.

vom

Stellungnahmen

Personal- und Organisationsamt nicht erforderlich erforderlich (*
Kammerei reine Personalvorlage " | = s.unten
Rechtsamt nicht erforderlich erforderlich .
Umweltamt: Umweltprifung nicht erforderlich erforderlich .
Frauenbeauftragte nach - dem HGIG nicht erforderlich erforderlich o
- der HGO nicht erforderlich erforderlich (+
StraBenverkehrsbehérde nicht erforderlich erforderlich f"
Projekt-/Bauinvestitionscontrolling nicht erforderlich erforderlich e
Sonstige: nicht erforderlich erforderlich e
Beratungsfolge DL-NTr.
(wird von Amt 16 ausgefilllt)
a) |Ortsbeirat nicht erforderlich erforderlich
Kommission nicht erforderlich erforderlich e
Auslanderbeirat nicht erforderlich erforderlich f"
b) | Seniorenbeirat nicht erforderlich erforderlich e
Magistrat Tagesordnung A & Tagesordnung B
Eingangsstempel Biro des Magistrats Umdruck nur fir Magistratsmitglieder ]
ihasdstc\:lslrjgrsdnetenversamqung nicht erforderlich - erforderlich o
Eingangsstempel Amt 16 offentlich f* nicht 6ffentlich

X wird im Internet/PIWI veréffentlicht

Bestétigung Dezernent

Andreas Kowol

Stadtrat

Vermerk Kammerei

[] Stellungnahme nicht erforderlich

Wiesbaden,

[] Die Vorlage erfiillt die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen.

[ ] = siehe gesonderte Stellungnahme

Stadtkdmmerer
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A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [_] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

X finanzielle Auswirkungen verbunden.
(in diesem Fall bitte weiter ausfiillen)

|. _Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

HMS-Ampel  [X rot L] grin Prognose Zuschussbedarf:
abs.: -4.030.560,45
in %: -11,9
ll. Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat
Investitionscontrolling [ ] Investition [] Instandhaltung
Budget verfigte Ausgaben (Ist): abs.:
in %:
l1l. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage
Es handelt sich um [ ] Mehrkosten
[ ] budgettechnische Umsetzung
. « Finanzierung
Gesamt- darin zuséatzl. . .
IM | CO | Jahr | Bezeichnung kci):tgn Bedair[f1 ::pII[]pI (Eftgg;’ K?onggll(ltr)\g K(()Egre]:g;] 9 Bezeichnung
in€
X [ 2020 | Personalkosten 521.715 € 1300343 630098 Personalkosten
X [ 2020 | Sachkosten 72.750 € 1300343 683100 Sachkosten
X | 2021 | Personalkosten 1.064.280 € 1300343 630098 Personalkosten
X | 2021 | Sachkosten 145.500 € 1300343 683100 Sachkosten
Summe einmalige Kosten: 1.794.990 €

Summe Folgekosten:

Bei Bedarf Hinweise /Erlauterung:
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B Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (aul3er bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet veroffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergénzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfiihrungen ab Pkt. 1.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

Zur Erfullung der taglichen, gesetzlich vorgegebenen Aufgaben in der Stralienverkehrsbehérde
ist eine unmittelbare und dauerhafte Zusetzung von Personal unumganglich.

Die steigenden gesetzlichen Anforderungen, der Servicegedanke der Stadt Wiesbaden und
auch die Zunahme von Grof3veranstaltungen und Ereignissen lassen die Aufgaben stetig
steigen.

Anlagen:

e Zusammenstellung Personalkosten

C Beschlussvorschlag:

1. Es wird zur Kenntnis genommen dass

1.1 die Aufgaben, zu denen die StralRenverkehrsbehérde gesetzlich verpflichtet ist, mit dem
aktuellen Personalbestand nicht mehr geleistet werden kdnnen.

1.2 die Bearbeitungszeit der Antrage sich ohne Personalzusetzungen weiter verlangern wird.

1.3im Zuge der Personalverantwortung fiir die Mitarbeitenden der StraBenverkehrsbehorde
dringender Handlungsbedarf besteht.

2. Es wird beschlossen,

2.1 dem Bereich 340301 ,Schwerverkehr* werden zwei VZA im gehobenen Dienst
unbefristet zugesetzt. (E 10/ A 11)

2.2 dem Bereich 340301 ,GroRprojekte und Veranstaltungen* werden 1 % VZA im
gehobenen Dienst unbefristet zugesetzt. (A 11)

2.3 dem Bereich 340301 ,,GroR3projekte und Veranstaltungen® werden dem neuen Bereich
~-Radverkehr* zwei VZA im gehobenen Dienst unbefristet zugesetzt. (E 9b)

2.4 dem Bereich 340301 werden im Bereich ,Gro3projekte und Veranstaltungen“ dem neuen

Bereich ,,Digitalisierung der'_StraBenverkehrsbeh('jrde“ drei VZA, davon zwei VZA im
mittleren Dienst und ein VZA im gehobenen Dienst, zugesetzt. (2x E 9a, 1x E 11)

2.5 dem Bereich 340310 werden 1 ¥ VZA im mittleren Dienst zugesetzt fiir den Bereich
Ausnahmegenehmigungen. (E 9a)

2.6 Dem Bereich 340301 wird ein VZA im gehobenen Dienst fur den Bereich
Beschwerdemanagement und Gremienbeschliisse zugesetzt. (E 11)

2.7 dem Bereich 340301 ,,GroRprojekte und Veranstaltungen® werden flr den neuen Bereich
»CityBahn“ drei VZA im gehobenen Dienst unbefristet zugesetzt. (1x A 11, 2x E 10)

2.8 Durch die personellen Veranderungen entstehen Personal- und Arbeitsplatzkosten fur
2020 iHv 594.465 € und ab 2021 iHv jahrlich 1.209.780 € (Gesamtkosten flr die
Haushaltsjahre 2020/21 1.804.245 €) zzgl. Tarif- und Besoldungserhéhungen. Die
erforderlichen Mittel werden von V/34 auf der personalfiihrenden Kostenstelle 1300343
als weiterer Bedarf zum Haushalt 2020/21 angemeldet.
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2.9 Im Rahmen der neuen Regelung zur Steuerung der Personalkosten ab 2018 ist das
Personalkontingent (Basiswert) des Stammpersonals des Dezernates V um 14 VZA zu
erhdhen.

2.10 Dezernatl/Amt 11 setzt in Zusammenarbeit mit Dezernat V / Amt 34 die
erforderlichen Schritte zeitnah um.

D Begriindung

|. Auswirkungen der Sitzungsvorlage
(Angaben zu Zielen, Zielgruppen, Wirkungen/Messgrof3en, Quantitat, Qualitat, Auswirkungen im Konzern auf andere Bereiche, Zeitplan,
Erfolgskontrolle)

Die Sitzungsvorlage hat unmittelbare und erhebliche Auswirkungen in erster Linie auf die Erhaltung
und Foérderung der vollen Funktionsfahigkeit der StraRenverkehrsbehodrde. Die Vorlage hat somit
unmittelbare Auswirkung darauf, dass der Oberburgermeister der LHW als Allgemeine
Ordnungsbehdrde die ihm nach der StVO und dem Hessischen Polizei- und Ordnungsrecht
obliegende Erfullung der stralenverkehrsbehordlichen Pflichtaufgaben im Auftrag des Landes
Hessen ordnungsgemal und hinreichend erfiillen kann.

Die Vorlage hat unmittelbare Auswirkungen auf

o die Herstellung, Erhaltung und Férderung von Verkehrssicherheit

o die Erhaltung der Leichtigkeit des Verkehrs

o die Umsetzung der Verkehrswende

e die Forderung des Radverkehrs

¢ die Planung und ggfls. Umsetzung des Vorhabens CityBahn

o die Bearbeitungszeiten fir alle Ausnahmegenhmigungen

¢ die Bearbeitungszeit aller Antrage auf Sondernutzungen im 6ffentlichen Straf3enraum
o die Bearbeitungszeiten aller Schwerverkehrsanliegen

e die Durchflihrung aller Baustellen mit Aulwirkung auf den Stral3enraum

e die Durchfuihrung von Veranstaltungen im Freien

¢ die Einflhrung von DIGI-V (intelligente digitale Lichtzeichenanlagen)

e die Umsetzung und Einhaltung samtlicher Regelungen der StVO auf dem Gebiet der LHW

Sie hat folglich insbesondere unmittelbare Auswirkungen auf die Umsetzung der verkehrspolitischen
Vorhaben der LHW nach den einschlagigen Beschlissen der stéadtischen Gremien zu den Themen
Verkehrsplanung, Verkehrswende, Car-Sharing, Luftreinhalteplan und Dieselfahrverbote, Forderung
des Radverkehrs und der energiefreien Mobilitat, Einfuhrung neuer Verkehrsmittel wie CityBahn
oder Elektrokleinstfahrzeuge sowie vor allem der Férderung und Beschleunigung des OPNVSs, da
nahezu alle dazu beschlossenen Malinahmen nur dann wie von der Stadtverordnetenversammlung
gewilnscht wirksam werden, wenn sie in hinreichender Bearbeitungszeit stralRenverkehrsbehérdlich
geprift und angeordnet werden kénnen.

Durch diese Sitzungsvorlage soll die StralBenverkehrsbehorde in die Lage versetzt werden, diesen
gesetzlichen Pflichtaufgaben in den erforderlichen Bearbeitungszeiten nachkommen zu kdénnen.
Sie soll einer weiter andauernden Uberlastung der Mitarbeitenden entgegenwirken und dem
Gedanken einer gesunden und verantwortungsvollen Fiihrung in der Stadt Wiesbaden Rechnung

tragen.

Dazu wird im Einzelnen auf die Anlage (Zusammenstellung Personalkosten) verwiesen.
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[l. Demografische Entwicklung

(Hier ist zu bericksichtigen, wie sich die Altersstruktur der Zielgruppe zusammensetzt, ob sie sich dndert und welche Auswirkungen es
auf Ziele hat. Indikatoren des Demografischen Wandels sind: Familiengriindung, Geburten, Alterung, Lebenserwartung, Zuwanderung,
Heterogenisierung, Haushalts- und Lebensformen)

/

[ll. Umsetzung Barrierefreiheit

(Barrierefreiheit nach DIN 18024 (Fortschreibung DIN 18040) stellt sicher, dass behinderte Menschen alle Lebensbereiche ohne
besondere Erschwernisse und generell ohne fremde Hilfe nutzen kdnnen. Hierbei ist insbesondere auf die barrierefreie Zugénglichkeit
und Nutzung zu achten bei der ErschlieBung von Gebauden und des 6ffentlichen Raumes durch stufenlose Zugange, rollstuhlgerechte
Aufzlige, ausreichende Bewegungsflachen, rollstuhlgerechte Bodenbelage, Behindertenparkplatze, WC nach DIN 18024, Verbreitung
von Informationen unter der Beachtung der Erfordernisse von seh- und hérbehinderten Menschen)

/

IV. Erganzende Erlauterungen

(Bei Bedarf kdnnen hier weitere inhaltliche Informationen zur Sitzungsvorlage dargelegt werden.)

Grundsaétzliches:

Es ist auf die besondere Bedeutung der straRenverkehrsbhehordlichen Aufgaben auf viele wichtige
Lebens- und Fachbereiche hinzuweisen. Bei allen MaRnahmen, Vorhaben und Gewerken, von
Baustellen bis zu Veranstaltungen, von Sondernutzungen fiir Gaststéatten bis Wahlkampfstanden,
von Werbestandern bis Strallenmusikanten, von Radverkehr bis Schwerverkehr, von Verkehrs-
zeichen bis zu Verkehrsflihrung und -Einrichtungen, bis Ausnahmegenehmigungen bis
Verkehrsverboten, von Elektromobilitat bis Car-Sharing, von Umweltzone bis Sonntagsfahrverbot,
welche im Stadtgebiet umgesetzt oder verwirklicht werden sollen, ist die Stra3enverkehrsbehorde
die entscheidende Prif- und Genehmigungsbehorde.

Dies betrifft insbesondere auch die Projekte und Vorhaben der Landeshauptstadt Wiesbaden, vor
allem von Stadtplanung, ESWE Verkehr, ESWE Versorgung, ELW und Tiefbauamt, so z.B. die
CityBahn, den Fernwarmeausbau oder den gesamten Straf3enbau einschliel3lich Erhaltung und
Instandsetzung.

Betroffen sind aber auch alle sportlichen und kulturellen Veranstaltungen der LH Wiesbaden mit
Auswirkungen auf den offentlichen Stralienraum. Bei zu vielen Aufgaben und zu wenig
Mitarbeitenden bedeutet eine Verzégerung im Nadelthr StraRenverkehrsbehérde zwangslaufig
massive Verzdgerungen flr alle Vorhabentrager, auch fur die eigenen Mafnahmen der LH
Wiesbaden.

Auswirkungen auf Arbeitsplatzbedarf/-gestaltung:

Es handelt sich um die Schaffung von 14 neuen Arbeitsplatzen, die Sachkosten kdnnen der Seite 2
dieser Sitzungsvorlage entnommen werden. Diese neuen Arbeitsplatze sollen mdglichst am jetzigen
Standort im Gustav-Stresemann-Ring 15 realisiert werden.
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V. Gepriifte Alternativen

(Hier sind die Alternativen darzustellen, welche zwar gepruft wurden, aber nicht zum Zuge kommen sollen.)

Die in der Sitzungsvorlage beschriebenen MalBnahmen der personellen Verstarkung der
StraBenverkehrsbehdrde sind alternativlos.

Wiesbaden, 30. Oktober 2019

S

Andreas Kowol
Stadtrat




	Umweltamt: Umweltprüfung

